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1. Instanz

Aktenzeichen S 5 RJ 1512/02 A
Datum 05.08.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 14 RJ 522/03
Datum 08.07.2004

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Landshut vom 5.
August 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist eine Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit.

Der 1951 geborene KlÃ¤ger, ein mazedonischer StaatsangehÃ¶riger mit Wohnsitz in
seiner Heimat, hat keine Berufsausbildung durchlaufen. Er war in Deutschland als
ungelernter Arbeitnehmer (DrehertÃ¤tigkeiten) zwischen dem 01.10.1973 und
30.09.1975 versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt (24 Beitragsmonate). In seiner
Heimat arbeitete er anschlieÃ�end bis 31.10.1995 als Lkw-Fahrer und bezieht dort
seit 01.11.1995 eine Invalidenrente.

Die Beklagte gewÃ¤hrte eine Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit auf Zeit wegen
chronischen Alkoholmissbrauchs, Polyneuropathie, Leberschaden und
alkoholtoxisch bedingter WesensÃ¤nderung im Zeitraum vom 01.07.1995 bis
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31.12.1997 (Bescheid vom 22.04. 1997). Die WeitergewÃ¤hrung der Rente lehnte
sie mit Bescheid vom 25.03.1999 ab mit der BegrÃ¼ndung, die ErwerbsfÃ¤higkeit
des KlÃ¤gers werde zwar beeintrÃ¤chtigt durch "operativ behandelte rechtsseitige
Schenkelhalsfraktur, operativ behandelter Abriss der Quadrizepssehne sowie durch
Zustand nach Alkoholmissbrauch", der KlÃ¤ger sei aber wieder in der Lage,
vollschichtig leichte Arbeiten, ohne dauerndes Gehen und Stehen zu verrichten und
somit mindestens die HÃ¤lfte des vergleichsweise heranzuziehenden
Arbeitseinkommens einer gesunden Vergleichsperson zu erzielen. Grundlage der
Entscheidung war ein Gutachten der Invaliden-Kommission in S. vom 10.03.1998
sowie eine Begutachtung in der Ã�rztlichen Gutachterstelle in Regensburg vom
01.03. bis 03.03.1999, wo der psychisch unauffÃ¤llig wirkende KlÃ¤ger nach
Besserung seines Gesundheitszustandes wieder fÃ¼r vollschichtig leistungsfÃ¤hig
bei leichten Arbeiten ohne dauerndes Gehen und Stehen gehalten wurde.

Der Widerspruch des KlÃ¤gers blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom
20.10.1999 mit Hinweisen zur Aufrechterhaltung des Versicherungsschutzes und
entsprechendem Merkblatt).

Am 06.07.2000 stellte der KlÃ¤ger erneut Rentenantrag und legte zahlreiche
Ã¤rztliche Unterlagen (Krankenhausentlassungsberichte aus 1999 und 2000, u.a.
Gutachten der Invalidenkommission in S. vom 06.03.2001: "weiterhin
ErwerbsunfÃ¤higkeit") vor. Die Beklagte veranlasste eine erneute internistische und
neurologisch-psychiatrische Untersuchung in der Ã�rztlichen Gutachterstelle in
Regensburg am 16.07.2002. Hier wurde eine zwischenzeitlich im August 2001
aufgetretene Lungen-Tbc beidseits mit nachfolgender Operation des unteren
Lappens des rechten LungenflÃ¼gels im September 2001 neben der
weiterbestehenden Alkoholkrankheit und LWS-abhÃ¤ngigen Beschwerden bei
AbnÃ¼tzungserscheinungen festgestellt. Vor allem im Hinblick auf den
internistischen Befund bei schlechtem Allgemeinbefinden und noch laufend
durchgefÃ¼hrter Tuberkolostatica-Therapie wurde der KlÃ¤ger als nicht in der Lage
angesehen, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt regelmÃ¤Ã�ige TÃ¤tigkeiten
auszuÃ¼ben; da nach Beendigung der Tuberkolostatica-Therapie mit einer
Besserung des Allgemein-, ErnÃ¤hrungs- und KrÃ¤ftezustands zu rechnen sei,
wurde vorgeschlagen, eine Zeitrente fÃ¼r zwei Jahre zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte ging von voller Erwerbsminderung gemÃ¤Ã� Â§ 43 SGB VI auf Zeit bis
zum 31.08.2004 (Leistungsfall 29.08.2001) aus. Eine RentengewÃ¤hrung lehnte sie
jedoch mit Bescheid vom 19.08. 2002 wegen fehlender versicherungsrechtlicher
Voraussetzungen ab. Der KlÃ¤ger habe nicht in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt
der Erwerbsminderung mindestens drei Jahre mit Pflichtbeitragszeiten fÃ¼r eine
versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit zurÃ¼ckgelegt; im
maÃ�gebenden Zeitraum, verlÃ¤ngert durch Anrechnungszeiten (Zeit des
deutschen Rentenbezugs), also vom 01.07.1993 bis 28.08.2001, seien lediglich 28
Kalendermonate mit PflichtbeitrÃ¤gen fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder
TÃ¤tigkeit vorhanden. Ebensowenig sei in der Zeit vom 01.01.1984 bis 31.07.2001
jeder Kalendermonat mit Anwartschaftserhaltungszeiten belegt; unbelegt seien
insoweit die Monate Januar 1998 bis Dezember 1999. FÃ¼r diese Zeit sei nach dem
Eintritt der Erwerbsminderung eine Belegung durch freiwillige BeitrÃ¤ge nicht mehr
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mÃ¶glich.

Mit seinem Widerspruch bezog sich der KlÃ¤ger auf seine Krankheit und
vollstÃ¤ndige ArbeitsunfÃ¤higkeit sowie auf seinen mazedonischen Rentenbezug.
Der Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom 10.10.2002 unter
ausfÃ¼hrlicher Darlegung der Rechtslage zurÃ¼ckgewiesen.

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren vor dem Sozialgericht (SG) brachte der KlÃ¤ger
vor, Anspruch auf Rente wegen Berufs- bzw. ErwerbsunfÃ¤higkeit zu haben. Er legte
ein Gutachten des erstinstanzlichen Ausschusses des Fonds fÃ¼r Renten- und
Invalidenversicherung von Mazedonien in S. vom 08.01.1998 vor. Das SG erhob
Beweis durch Einholung eines Gutachtens nach Aktenlage durch den Arzt fÃ¼r
Allgemeinmedizin Dr.Z. vom 07.05.2003 zur Frage der ErwerbsfÃ¤higkeit des
KlÃ¤gers Ã¼ber den 31.12.1997 hinaus. Dieser wertete die vorhandenen
Ã¤rztlichen Unterlagen aus der Zeit vor 1997 sowie danach aus und stellte die
Diagnosen:

1. Stark reduzierter Allgemeinzustand bei Zustand nach Lungenteilresektion und
medikamentÃ¶ser Behandlung wegen Lungentuberkulose im Jahre 2001.

2. Chronischer Alkoholmissbrauch.

3. WirbelsÃ¤ulenbeschwerden bei AbnÃ¼tzungserscheinungen.

4. Kniegelenksarthrose rechts.

Zu den Befunden auf nervenfachÃ¤rztlichem Gebiet fÃ¼hrte Dr.Z. aus, dass auf
Grund der Aktenlage nur von quantitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen zwischen
1994 und 1997 ausgegangen werden kÃ¶nnte, HirnfunktionsstÃ¶rungen
bestÃ¤nden seitdem nicht mehr, auch der Alkoholkonsum habe nur noch eine
Zeitlang bestanden, seit 2000 trinke der KlÃ¤ger nach eigenen Angaben kaum
noch. Der Gutachter verwies dazu auf die Erhebungen in den Begutachtungen durch
die Invalidenkommission in Mazedonien im Februar 1997, MÃ¤rz 1998 und MÃ¤rz
2000, die jeweils verÃ¤nderte Charaktereigenschaften mit GedÃ¤chtnisstÃ¶rungen
und motorischer und psychischer Verlangsamung ergeben hÃ¤tten, wÃ¤hrend sich
diese Befunde bei den Begutachtungen auf internistischem und psychiatrischem
Fachgebiet in Regensburg durch die Beklagte in keiner Weise bestÃ¤tigt hÃ¤tten;
der KlÃ¤ger habe psychisch einen unauffÃ¤lligen Eindruck gemacht, bei
verschiedenen psychiatrischen Tests hÃ¤tten keine Zeichen einer hirnorganischen
BeeintrÃ¤chtigung gefunden werden kÃ¶nnen, auch neurologisch sei kein
wesentlicher auffÃ¤lliger Befund erhoben worden.

BezÃ¼glich der im August 2001 festgestellten Lungentuberkulose mit
nachfolgender Lungenteilresektion legte der Gutachter dar, dass auf Grund des
schlechten Allgemeinbefindens wÃ¤hrend der antituberkulostatischen Behandlung
die Annahme einer nur noch unter dreistÃ¼ndigen Einsetzbarkeit im Zeitraum von
August 2001 bis August 2004 gerechtfertigt sei; aus der Zeit vor August 2001
existierten hierzu keine Unterlagen, keine Ã¤rztlichen Berichte, aus denen sich
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ablesen lieÃ�e, dass von Seiten der Lunge her eine rentenrelevante Erkrankung
bestanden hÃ¤tte. Es sei im Ã�brigen nach allgemeinÃ¤rztlicher Erfahrung davon
auszugehen, dass nach Beendigung der medikamentÃ¶sen Therapie sich der
Gesundheitszustand des KlÃ¤gers wieder bessere und sich seine kÃ¶rperlichen
KrÃ¤fte erholten, so dass bei weiterhin unterbleibendem Alkoholkonsum mit
vollschichtiger Einsetzbarkeit ab August 2004 zu rechnen sei.

Von Seiten des Bewegungsapparates ergab sich fÃ¼r den Gutachter kein
gravierender Befund, leichte bis mittelschwere kÃ¶rperliche Arbeiten hielt er fÃ¼r
zumutbar.

Zusammenfassend stellte Dr.Z. fest, der KlÃ¤ger habe zwischen 31.12.1997 und Juli
2001 leichte bis mittelschwere kÃ¶rperliche Arbeiten ohne groÃ�e Anforderungen
an die nervliche Belastbarkeit, ohne schweres Heben und Tragen sowie ohne
BÃ¼cken und Zwangshaltungen vollschichtig verrichten kÃ¶nnen; von August 2001
bis August 2004 sei er dagegen als nur unter dreistÃ¼ndig einsetzbar anzusehen,
danach sei wieder mit einer vollschichtigen EinsatzfÃ¤higkeit zu rechnen.

Die Beklagte nahm zu dem Gutachten dahingehend Stellung, dass ihre bisher
getroffene EinschÃ¤tzung des LeistungsvermÃ¶gens vollstÃ¤ndig bestÃ¤tigt werde.
Sie verwies darauf, dass der KlÃ¤ger mehrfach, mit Schreiben vom 22.10.1997, mit
Bescheid vom 25.03.1999 und mit Widerspruchsbescheid vom 20.10.1999,
ausdrÃ¼cklich auf die Notwendigkeit der Anwartschaftserhaltung durch
Beitragsentrichtung hingewiesen worden sei, so wie darauf, dass im Zeitpunkt der
Antragstellung am 06.07.2000 eine Beitragsentrichtung fÃ¼r die Jahre 1998 und
1999 nicht mehr zulÃ¤ssig gewesen sei.

Das SG wies nach AnhÃ¶rung der Beteiligten die Klage mit Gerichtsbescheid vom
05.08.2003 ab. Die Beklagte habe zu Recht den Rentenanspruch des KlÃ¤gers
abgelehnt, denn die Voraussetzungen der im Hinblick auf den im Jahre 2000
gestellten Rentenantrag noch maÃ�geblichen Vorschriften der Â§Â§ 43, 44 SGB VI
a.F. seien ebenso wie die ab 01.01.2001 geltenden Vorschriften fÃ¼r die Zeit vor
dem 29.08.2001 nicht gegeben. Seit diesem Zeitpunkt sei der KlÃ¤ger medizinisch
voll erwerbsgemindert gemÃ¤Ã� der nunmehr geltenden Vorschrift des Â§Â§ 43
Abs.2 SGB VI n.F., da er seitdem nicht mehr unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein
kÃ¶nne. Dies ergebe sich aus dem schlÃ¼ssigen und Ã¼berzeugend begrÃ¼ndeten
Gutachten des Dr.Z. , der die bei den Begutachtungen im Rentenverfahren im
MÃ¤rz 1999 und im Juli 2002 erhobenen Befunde ausgewertet und auch die bei den
verschiedenen Untersuchungen der Invalidenkommission in S. erhobenen Befunde
mit einbezogen habe. Die volle Erwerbsminderung ab August 2001 beruhe auf der
nunmehr festgestellten Lungentuberkulose und operativen Entfernung des rechten
Lungenlappens sowie dem daraus folgenden schlechten Allgemeinbefinden des
KlÃ¤gers wÃ¤hrend der anschlieÃ�enden Therapie.

Nach den weiteren Darlegungen des SG folgte aus dem festgestellten Leistungsfall
der vollen Erwerbsminderung aus versicherungsrechtlichen GrÃ¼nden kein
Rentenanspruch, da im Versicherungsverlauf des KlÃ¤gers die letzten fÃ¼nf Jahre
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vor dem Eintritt der vollen Erwerbsminderung nicht mit mindestens drei Jahren
Pflichtbeitragszeiten fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit belegt
seien (Â§ 43 Abs.2 Ziffer 2 SGB VI n.F.), sondern lediglich 17 Kalendermonate mit
PflichtbeitrÃ¤gen im maÃ�gebenden verlÃ¤ngerten Zeitraum vom 29.06.1994 bis
28.08.2001 vorhanden und die Monate ab Januar 1998 unbelegt seien. Auch sei
wegen der unbelegten Zeit ab Januar 1998 nicht durchgehend seit dem 01.01.1984
bis zum Eintritt der verminderten ErwerbsfÃ¤higkeit eine Belegung des Zeitraums
mit Anwartschaftserhaltungszeiten gegeben (Â§ 241 Abs.2 SGB VI n.F.), insoweit
scheide auch eine Berechtigung des KlÃ¤gers zur Nachentrichtung der fehlenden
BeitrÃ¤ge aus. Die entsprechenden Beitragsentrichtungsfristen fÃ¼r die Jahre 1998
und 1999 seien lÃ¤ngst abgelaufen. Das laufende Rentenverfahren ermÃ¶gliche
allenfalls eine rÃ¼ckwirkende Belegung beginnend mit dem Jahre der
Antragstellung, also ab dem 01.01.2000.

ErgÃ¤nzend wies das SG hierzu darauf hin, dass Zeiten der Krankheit oder
Arbeitslosigkeit in der Heimat des KlÃ¤gers sowie Zeiten des Bezuges einer
Invalidenrente nach dortigem Recht weder AufschubtatbestÃ¤nde nach Â§ 43 Abs.4
SGB VI n.F. noch Anwartschaftserhaltungszeiten nach Â§ 241 Abs.2 SGB VI n.F.
darstellten; insoweit enthalte das fortgeltende Abkommen vom 12.10.1968
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Sozialistischen FÃ¶derativen
Republik Jugoslawien Ã¼ber Soziale Sicherheit keine Gleichstellungsregelung.

Mit der Berufung wendet sich der KlÃ¤ger gegen diese Entscheidung und bringt vor,
Ã¼ber den 31.12.1997 hinaus in rentenberechtigendem Umfang
leistungseingeschrÃ¤nkt gewesen zu sein. Er legt als neue Unterlage einen
Entlassungsschein aus der stationÃ¤ren Krankenhausbehandlung in S. in der Zeit
vom 29.08. 2001 bis 05.09.2001 vor. Auf RÃ¼ckfragen des Senats teilte er mit, die
Tuberkulose sei erstmals am 26.04.2001 festgestellt worden; er Ã¼bersandte dazu
einen weiteren Entlassungsschein aus Ã¤rztlicher Behandlung Ã¼ber einen
stationÃ¤ren Aufenthalt vom 10.05. bis 18.05.2001, in dem u.a. von Beschwerden
im linken Brustkorb, Husten etc. seit zwei Monaten die Rede ist, nicht aber von
Hinweisen fÃ¼r eine bestimmte Entwicklung des Lungenbefundes, der damals
lediglich eine ovale VerÃ¤nderung zeigte, so dass ein CT der Lunge empfohlen
wurde.

Die Beklagte nahm durch ihren PrÃ¼farzt Dr.L. (als Sozialmediziner) dahingehend
Stellung, dass der Nachweis fÃ¼r den Eintritt einer Erwerbsminderung vor August
2001 danach nicht erbracht sei; vielmehr sei bei dem infrage stehenden
stationÃ¤ren Aufenthalt zunÃ¤chst eine Echinococcus-Zyste im Bereich der linken
Lunge angenommen worden, die durchgefÃ¼hrten Untersuchungen hÃ¤tten noch
keine manifeste respiratorische Insuffizienz ergeben. Entgegen der Aussage der
KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten seien keine Hinweise dafÃ¼r vorhanden, dass bereits am
26.04.2001 eine beidseitige Lungentuberkulose diagnostiziert worden sei.

ErgÃ¤nzend fÃ¼hrte die Beklagte aus, selbst bei Eintritt einer Erwerbsminderung im
April 2001 seien die fÃ¼r einen Rentenanspruch erforderlichen
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt.
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Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, die Beklagte unter Aufhebung des
Gerichtsbescheides des Sozialgerichts Landshut vom 05.08.2003 und des
Bescheides vom 25.03.1999 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
20.10.1999 zu verpflichten, ihm Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise
wegen Erwerbsminderung auf Grund einer Ã¼ber den 31.12.1997 hinaus
bestehenden Erwerbsminderung zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Berufung ergibt nach ihrer Auffassung keine neuen Gesichtspunkte, die die
angefochtene Entscheidung in Frage stellten.

Wegen der Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den Inhalt der Gerichtsakten
sowie auf die beigezogenen Beklagtenakten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 151 Sozialgerichtsgesetz
â�� SGG -) ist zulÃ¤ssig, erweist sich aber nicht als begrÃ¼ndet.

Zutreffend hat das Erstgericht einen Rentenanspruch des KlÃ¤gers verneint. Der
KlÃ¤ger war weder Ã¼ber den 31.12.1997 hinaus berufs- oder erwerbsunfÃ¤hig,
noch ist ein neuer medizinischer Leistungsfall wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit vor August 2001 nachgewiesen. Die ab diesem Zeitpunkt wieder
bestehende volle Erwerbsminderung fÃ¼hrt nicht zu einer Rentenzahlung.

1. MaÃ�geblich fÃ¼r den streitgegenstÃ¤ndlichen, im Juli 2000 gestellten
Rentenantrag sind zunÃ¤chst die Â§Â§ 43,44 SGB VI in der bis 31.12.2000
geltenden Fassung.

Nach Â§ 43 Abs.2 SGB VI a.F. sind Versicherte berufsunfÃ¤hig, deren
ErwerbsfÃ¤higkeit aus gesundheitlichen GrÃ¼nden auf weniger als die HÃ¤lfte
derjenigen von gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und
gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken ist; dabei umfasst der Kreis
der TÃ¤tigkeiten, nach denen die ErwerbsfÃ¤higkeit zu beurteilen ist, alle
TÃ¤tigkeiten, die den KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten der Versicherten entsprechen und
ihnen unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie
ihres bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen. BerufsunfÃ¤hig ist nicht, wer eine
zumutbare TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann; dabei ist die jeweilige
Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen.

ErwerbsunfÃ¤hig sind Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht
absehbare Zeit auÃ�er Stande sind, eine ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser
RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben oder Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen zu
erzielen, das ein Siebtel der monatlichen BezugsgrÃ¶Ã�e bzw. 630,00 DM
Ã¼bersteigt; erwerbsunfÃ¤hig ist nicht, wer eine TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben
kann; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 44
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Abs.2 SGB VI a.F.).

Diese Voraussetzungen sind fÃ¼r die Zeit der Geltung der Vorschriften bis
31.12.2000 beim KlÃ¤ger nicht gegeben.

Der KlÃ¤ger konnte nach den auch fÃ¼r den Senat Ã¼berzeugenden Feststellungen
des Dr.Z. im Aktenlagegutachten vom 07.05.2003 zu dieser Zeit wieder
vollschichtig leichte bis mittelschwere kÃ¶rperliche Arbeiten ohne groÃ�e
Anforderungen an die nervliche Belastbarkeit, ohne schweres Heben und Tragen
sowie ohne BÃ¼cken und Zwangshaltungen verrichten. Die AusfÃ¼hrungen des
SachverstÃ¤ndigen stehen in Einklang mit den Befunderhebungen der Ã�rztlichen
Gutachterstelle der Beklagten vom 16.07.2002 und berÃ¼cksichtigen die wÃ¤hrend
der stationÃ¤ren Begutachtung in Regensburg in der Zeit vom 01.bis 03.03.1999
erhobenen Befunde. Danach bestand von Seiten der Alkoholerkrankung wie auch in
neurologisch- psychiatrischer Hinsicht gegenÃ¼ber den der RentengewÃ¤hrung zu
Grunde liegenden medizinischen Annahmen auf Grund mazedonischer Befunde aus
der Zeit um 1995 ein wesentlich besserer Gesundheitszustand. Hirnorganische
BeeintrÃ¤chtigungen etc. lieÃ�en sich nicht feststellen. Die Annahme eines zeitlich
eingeschrÃ¤nkten LeistungsvermÃ¶gens fÃ¼r leichte und mÃ¶glicherweise
mittelschwere kÃ¶rperliche Arbeiten war danach nicht zu begrÃ¼nden. Erst durch
den Hinzutritt einer im Verlauf des Jahres 2001 nachgewiesenen Lungenerkrankung
ergab sich eine verÃ¤nderte Leistungsbeurteilung.

Nach den nunmehr maÃ�geblichen Vorschriften (Â§ 43 Abs.1 und 2 SGB VI), die die 
Â§Â§ 43, 44 SGB VI a.F. fÃ¼r die Zeit ab 01.01. 2001 abgelÃ¶st haben, ist ein
Rentenanspruch wegen voller Erwerbsminderung (Â§ 43 Abs.2 SGB VI n.F.) erfÃ¼llt,
denn nach den Aussagen des Dr.Z. , der insoweit die Feststellungen der Ã�rzte der
Beklagten bestÃ¤tigt, kann der KlÃ¤ger seitdem nur mehr unter drei Stunden
tÃ¤glich im Erwerbsleben tÃ¤tig sein. Auch der Senat ist der Auffassung, dass mit
den vorliegenden Ã¤rztlichen Unterlagen Ã¼ber einen stationÃ¤ren Aufenthalt im
Mai 2001 in der Klinik fÃ¼r thorakale und vaskulÃ¤re Chirurgie in S. der Nachweis
des Ausbruchs der Lungentuberkulose vor August 2001 nicht erbracht ist, so dass
der medizinische Leistungsfall wohl weiterhin mit dem Datum 29.08.2001
anzusetzen ist.

Dies kann aber letztlich offen bleiben, da es selbst bei einem Leistungsfall im April
oder Mai 2001 aus versicherungsrechtlichen GrÃ¼nden nicht zu einer
Rentenzahlung kommen kann. FÃ¼r einen noch frÃ¼heren Leistungsfall vor April
2001 ergeben sich trotz der anderslautenden EinschÃ¤tzung durch die Invaliden-
Kommission in S. im MÃ¤rz 2001 in keinem Fall ausreichende Anhaltspunkte. Dem
stehen deutlich die Ergebnisse der stationÃ¤ren Begutachtung in Regensburg im
MÃ¤rz 1999 und der weiteren Untersuchung dort im Juli 2002 entgegen.

Die Notwendigkeit der Einholung weiterer Gutachten zu diesem Sachverhalt ergibt
sich fÃ¼r den Senat nicht. Er hÃ¤lt die medizinische Sachlage fÃ¼r ausreichend
geklÃ¤rt.

2. Das Erstgericht hat in seinem angefochtenen Urteil ausfÃ¼hrlich dargelegt, dass
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die besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen der Â§Â§ 43 Abs.2 und
Abs.5, 241 Abs.2 SGB VI bei einem im August 2001 eingetretenen Leistungsfall
nicht erfÃ¼llt sind. Auf seine AusfÃ¼hrungen dazu kann ebenso wie auf die
Darlegung der nicht mehr mÃ¶glichen Nachentrichtung fehlender BeitrÃ¤ge zur
Vermeidung von Wiederholungen gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs.2 SGG Bezug genommen
werden und von einer weiteren Darstellung der Rechtslage abgesehen werden. Der
KlÃ¤ger hat damit, ebenso wie ein deutscher Versicherter mit entsprechender
Beitragsentrichtung, aus versicherungsrechtlichen GrÃ¼nden keinen
Rentenanspruch.

Bei dieser Sachlage kann die Berufung keinen Erfolg haben. Sie ist mit der
Kostenfolge aus Â§ 193 SGG zurÃ¼ckzuweisen.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 22.10.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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